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Debatte

Ende September 2025 wurde durch die 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Bundestagsfraktion 
Die Linke deutlich, dass die Anzahl posi-
tiv beschiedener Asylanträge im laufen-
den Jahr deutlich sinkt. Im Zuge einer re-
striktiven Auslegung und dem deutlichen 
Rückgang von ermessenspositiven Ent-
scheidungen durch das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat sich 
die Gesamtschutzquote mehr als halbiert. 
2024 wurden 44,4 Prozent der Asylent-
scheidungen positiv beschieden, dieses 
Jahr waren es bis September nur 20,2 
Prozent. Auch die bereinigte Schutzquote 
hat sich von 59,3 Prozent auf 26,5 Pro-
zent verringert.1 

Obwohl die Statistiken des UNHCR mit 
circa 122 Millionen. Flüchtlingen welt-
weit anderes suggerieren, wird dies auf 
veränderte Bedingungen in den Her-
kunftsländern zurückgeführt, liegt aber 
auch zentral an fragwürdigen Entschei-
dungsgrundlagen und dem neuen Wind, 
der im Bundesinnenministerium (BMI) 
weht. Die im März überarbeiteten Leit-
sätze führen offenbar zu neuen Bewer-
tungen und beispielsweise dazu, dass die 
Schutzquote afghanischer Männer dra-
matisch sinkt, obwohl bis auf radikalisla-
mistische Verschärfungen keine Verände-
rungen des Talibanregimes zu erkennen 
sind.2 Die Antworten der Bundesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage der Bundes-
tagsfraktion Die Linke und ein entspre-
chender Vermerk des Fraktionsreferen-
ten Dr. Thomas Hohlfeld geben darüber 
Aufschluss, wie die Zahlen sich im letzten 
Jahr entwickelt haben, und verdeutlichen 
an einigen Beispielen die Zurückhaltung 

1	  https://dserver.bundestag.de/
btd/21/017/2101710.pdf
2	  https://taz.de/Asylantraege-von-Afgha-
nen/!6093814/

des BAMF, zugunsten der Schutzsuchen-
den zu entscheiden. 

Beispielsweise wurden 65 Prozent der 
Asylanträge von Frauen aus dem Iran 
durch das BAMF abgelehnt, obwohl die 
systematische Diskriminierung von Frauen 
seit dem gewaltsamen Tod von Jina Mahsa 
Amiri vor 3 Jahren weithin bekannt und 
bewiesen ist. 42,1 Prozent dieser Ableh-
nung wurden von Gerichten wieder auf-
gehoben was belegt, dass die Bedro-
hungslage real ist und regelmäßig ein 
Schutzbedarf vorliegt. 

Politisch gewollter 
Qualitätsverlust 
bei Asylentscheidungen?

Besorgniserregend sind außerdem die 
Schutzquoten von „sicheren Herkunfts-
ländern“ oder solchen die es werden 
sollen, die in Deutschland dramatisch 
geringer sind als im europäischen Ver-
gleich. Beispielsweise Kosovo (0,2 Pro-
zent in Deutschland, 5,2 Prozent in der 
EU) oder Georgien (D: 0,1 Prozent, EU: 
4 Prozent) als „sichere Herkunftsstaa-
ten“ sowie geplante sichere Herkunfts-
staaten wie Algerien (D: 2,2 Prozent, EU: 
8,9 Prozent) oder Kolumbien (D: 0,2 Pro-
zent, EU: 4,7 Prozent). Die Unterschiede 
sind auch deshalb bemerkenswert, da die 
niedrigen Schutzquoten in Deutschland 
den europäischen Durchschnitt bereits 
mitprägen.3

Die Auswirkungen der verschärften Mi-
grationsdebatte und der „Migrations-
wende“ der amtierenden Bundesregie-
rung sind so zunehmend für Betroffene 
zu spüren. Dabei sollte das BAMF Asyl-
entscheidungen auf Grundlage der recht-
lichen Vorgaben und den die Lage rea-

3	  https://dserver.bundestag.de/
btd/21/017/2101710.pdf

Demontage des Rechtsstaats

Bei Geflüchteten fängt es an?Leonie Melk

Die migrationsfeindliche 
Politik beeinflusst die 
Qualität von Asylentschei-
dungen, das überlastet 
kalkuliert die Gerichte 
und stellt die Rechte von 
Schutzsuchenden einem 
jahrelangen Instanzenweg 
anheim. Eine Strategie, die 
sich an den Schutzsuchen-
den nur ausprobiert?
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listisch abbildenden Länderinformatio-
nen treffen. Diese Entscheidungen sollten 
frei von politischer Couleur und der poli-
tischen Stimmung hierzulande sein. Wer 
Schutz benötigt, darf nicht von der politi-
schen Einstellung der deutschen Bundes-
regierung abhängig sein. Es wird jedoch 
zunehmend deutlich, dass nicht der 
Schutz im Mittelpunkt steht, sondern vor 
allem die Zahl der Abschiebungen, von 
denen es möglichst viele geben soll. So 
soll die angekündigte „Migrationswende“ 
demonstriert werden, die genau genom-
men keine Wende ist, sondern die Mi-
grationspolitik der Ampel-Regierung und 
ihrer Vorgänger schlicht fortführt und ver-
schärft. 

Überlastete Gerichte 
müssen korrigieren

Mit der vermehrten Anzahl von Ableh-
nungen, der engen Auslegung und frag-
würdigen Einschätzungen steigt auch die 
Anzahl der Klagen gegen negative Asylbe-
scheide. Bereits 2024 stieg diese auf 88,4 
Prozent, ein Höchstwert der letzten 11 
Jahre.4 Zahlen für 2025 liegen noch nicht 
vor, doch die laufenden Verfahren zeigen: 
Dieser Trend setzt sich fort. Anfang Sep-
tember warnte der deutsche Richterbund 
deshalb bereits vor der Überlastung der 
Gerichte.5 

Aus asylrechtlicher Sicht und für die 
Betroffenen ist das nicht das einzige Pro-
blem. Denn während die Antragstellung 
beim BAMF nicht unbedingt an Ressour-
cen geknüpft ist, kosten anwaltliche Bera-
tung, Klagen, die Einreichung von Wider-
sprüchen etc. finanzielle und zeitliche Res-
sourcen. Dass die Asylantragstellung beim 
BAMF nicht ausreicht, um rechtmäßi-
gen Schutz zu erhalten, sondern vermehrt 
Klagen notwendig sind, um den notwen-
digen und zustehenden Schutz zu erhal-
ten, gefährdet das Asylrecht nach Artikel 
16 des Grundgesetzes sowie die Genfer 
Flüchtlingskonvention. Der gleichbe-
rechtigte Zugang zum Asylrecht ist damit 
bedroht und die Chance, Asyl zu erhalten, 
wird immer enger mit finanziellen Mög-
lichkeiten zur Deckung von Anwaltskos-
ten verknüpft.

Durch die Auslagerung der differenzier-
ten Entscheidungsfindung und damit der 

4	  https://www.bpb.de/themen/migration-integra-
tion/zahlen-zu-asyl/265711/asylentscheidungen-und-
klagen/
5	  https://www.zeit.de/politik/deutsch-
land/2025-09/migration-asylklagen-anstieg-richter-
bund-wartezeit

Verantwortung an die Gerichte kommt es 
zu einer Verschiebung von Aufgaben, die 
eigentlich das BAMF erfüllen sollte, dem 
dafür die entsprechenden Ressourcen und 
Personal zur Verfügung stehen. 

Diese Verschiebung zeigt sich auch in 
der Ausgestaltung von Gesetzen und 
Erlassen, hier werden zunehmend 
Regeln festgeschrieben, die grundrecht-
lich fragwürdig sind und quasi test-
weise trotzdem erlassen werden. Von 
Verwaltungsbeamt*innen und in der Logik 
von Gesetzgeber*innen wird auf die Mög-
lichkeit von Klagen verwiesen, wenn auf 
rechtliche Unschärfe und/oder rechtswid-
rige Regelungen hingewiesen wird. 

Durchsichtiges Spiel 
mit der Gewaltenteilung

Das ist ignorant und wälzt die grund-
rechtssichere Gestaltung unseres Rechts-
systems auf schutzsuchende Einzelperso-
nen ab. Gerichtliche Entscheidungen sind 
durchaus ein Korrektiv für die BAMF-Ent-
scheidungspraxis und die Ausrichtung von 
gesetzlichen Regelungen. Dies darf jedoch 
nicht dazu führen, dass politische Inter-
essen über die rechtssichere Ausgestal-
tung von Gesetzen gestellt werden und 
ggf. erst auf gerichtliche Interventionen 
hin korrigiert reagiert wird. Dies sollte 
der Ausnahmefall sein und nicht zur Regel 
werden. 

Diese korrektive Wirkung wird jedoch 
durch eine abnehmende Einflussfähigkeit 
der Gerichte beziehungsweise die zuneh-
mende Ignoranz der politisch Verantwort-
lichen gegenüber gerichtlicher Entschei-
dungen erschwert. Dies zeigt sich bei-
spielsweise an der Bezahlkarte und der 
Bargeldgrenze von 50 Euro, die fast flä-
chendeckend in der Bundesrepublik ein-
geführt wurde oder werden soll. Bereits 
im Juni 2024 erklärte das Sozialgericht in 
Hamburg die pauschale Bargeldgrenze für 
rechtswidrig.6 Dies hatte jedoch keinen 
Einfluss auf die Umsetzung der Bezahl-
karte oder die einheitliche Bargeld-
grenze. Stattdessen bleibt die Möglichkeit 
einer weiteren individuellen Beschwerde 
oder der erneuten Klage, sollten Perso-
nen durch die Bezahlkarte benachteiligt 
werden. 

In ähnlicher Manier setzte sich Innenmi-
nister Dobrindt über die Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts Berlin hinweg, 

6	  https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/sg-ham-
burg-s7ay41024er-bezahlkarte-bargeld-grenze-
rechtswidrig

dass die Zurückweisungen an den Gren-
zen rechtwidrig seien, indem er argumen-
tiert, das Gericht bezöge sich nur auf die 
behandelten Fälle, nicht auf die allgemeine 
Praxis. 

Er hält damit eine rechtswidrige Praxis 
aufrecht und setzt sich wissentlich über 
das Gerichtsurteil hinweg. Dieses Austes-
ten rechtsstaatlicher Grenzen ist äußerst 
besorgniserregend und öffnet Tür und Tor 
für rechtsradikale Kräfte, dem Beispiel 
ohne Scheu zu folgen, sich über bestehen-
des Recht hinwegzusetzen und es faktisch 
auszuhöhlen. Die beiläufige Verschiebung 
des Erlaubten und des politisch Möglichen 
erinnert zunehmend an die Demontage 
der Gewaltenteilung in den USA und dem 
skrupellosen Testen jeglicher roten Linien.

Testlauf zu fortgesetzter 
Demontage der 
Rechtsstaatlichkeit?

Dort wie hier zeigt sich, diese laxe Hal-
tung im Bezug auf Rechtsstaatlichkeit 
und grundrechtlichen Schutz wird sich 
nicht auf den Bereich Asyl und Migra-
tion begrenzen, sondern nimmt dort 
nur ihren Testlauf, um in Folge auch die 
Rechte anderer marginalisierter Grup-
pen in Frage zu stellen (siehe Bürgergeld 
versus Grundsicherung, queere Themen 
und Frauen*rechte).

Damit die Wahrung der Grundrechte 
sich auch im Bereich Asyl und Migra-
tion wieder etabliert und die rechtliche 
Unschärfe und Experimentierfreude nicht 
um sich greifen, sollten wir mit verein-
ten Kräften gegensteuern und Schutzsu-
chenden bei ihrem rechtlichen Kampf um 
Schutz unterstützen, nicht nur um der 
Einzelschicksale willen, sondern auch zur 
Aufrechterhaltung eines fairen Rechtssys-
tems und der Rechenschaftspflicht der 
Politik gegenüber unserem Rechtssystem.

Dafür braucht es kostenfreie Beratung 
und Unterstützung für Schutzsuchende, 
die auf Klagen angewiesen sind, sowie 
vereinte laute Stimmen gegen Rechtsbrü-
che und immer absurdere Vorschläge aus 
dem Bundesinnenministerium. Asylrecht 
ist ein Menschenrecht! Und es gibt gute 
Gründe, die Menschenrechte, besonders 
in Deutschland, nicht in Frage zu stellen – 
für niemanden.

Leonie Melk ist Geschäftsführerin beim Flüchtlings-
rat Schleswig-Holstein e.V., www.frsh.de 
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